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Insolvenzrechtsreform l kommt vorerst nicht

Liebe Klientinnen 
und Klienten!
 In den vergangenen Ausga-

ben haben wir über die be-
vorstehende Insolvenzrechts-
reform, die mit 1.Jäner 2010 in 
Kraft treten sollte, berichtet 
und angekündigt, dass wir 
über ihre Inhalte genauer in-
formieren wollen. Nun hat 
sich wieder herausgestellt, 
dass der Spruch “Speed Kills” 
seine Berechtigung nicht ver-
loren hat. Die geplante Re-
form wird vorerst nicht kom-
men. Nachdem es zunächst so 
ausgesehen hat, dass die Än-
derungen ohne Rücksicht auf 
Wünsche und Stellungnah-
men der (kleinen) Gruppe der 
Rechtsanwender (die Rechts-
anwälte, die als Massever-
walter bestellt werden, und 
die Insolvenzgerichte) durch-
gepeitscht und Erschwernisse 
insbesondere für Klein- und 
Mittelunternehmer kommen 
werden, steht nun – aus völ-
lig anderen Gründen – fest, 
dass die Novelle in der vorlie-
genden Form nicht beschloss-
den wird.

Die Interessen der ein-
zelnen Bundesminister 

gingen letztendlich zu weit 
auseinander, sodass führen-
de Rechtsexperten, die an der 
Entwicklung der Novelle be-
teiligt waren, der Ansicht wa-
ren, es sei doch besser, das 
Gesetz nicht zu ändern. So-
wohl Sozialminister als auch 
Finanzminister stellten sich 
nämlich plötzlich auf den 
Standpunkt, dass Zahlungen 
an die Krankenkassen und an 
den Fiskus, die kurz vor Kon-
kurseröffnung vorgenommen 
werden, vom Masseverwalter 
nicht mehr angefochten wer-
den können und reklamierten 
eine derartige Regelung in die 
Novelle hinein. Damit wäre 
die Sanierung im Wege eines 
Zwangsausgleiches in vielen 
Fällen nicht mehr möglich 
gewesen und es wäre darü-
ber hinaus die meist ohnehin 
geringe Quote noch kleiner 
geworden. Die „normalen“ 
Gläubiger hätten mit einem 
noch höheren Ausfall rech-
nen müssen - ein wahrhaft 
falsches Zeichen in ohnehin 
schwierigen Zeiten. Diese For-
derungen führten letztend-
lich zum (vorläufigen) Schei-
tern der Novelle, die - bei aller 
Kritik - auch einige sinnvolle 
Änderungen gebracht hätte.

Wir dürfen gespannt 
sein, wie es diesbezüg-

lich weitergeht und werden 
natürlich am Ball bleiben, um 
über die neuesten Entwick-
lungen zu berichten. � n
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Aus dem InhAlt 3

Kinder – unabhängig davon ob 
beaufsichtigt oder unbeaufsichtigt 
– sind vom Vertrauensgrundsatz 
ausgenommen. 
1. Geben Sie als KFZ-Lenker 
niemals Handzeichen oder sonstige 
Anweisungen gegenüber am 
Straßenverkehr teilnehmenden 
Kindern, wenn Sie nicht 100 Prozentig 

sicher sind, dass diese Anweisungen 
eindeutig und richtig sind.
2. Lassen Sie, sobald Kinder 
auf der Straße auftauchen, 
außergewöhnliche Sorgfalt 
walten und fahren Sie so, dass 
keine Gefahrensituation entsteht, 

der Verwaltungsgerichtshof legt bei Verletzung der Bestimmungen des 
Ausländerbeschäftigungsgesetzes weiterhin einen strengen Maßstab an. So 
bestätigt der Verwaltungsgerichthof in einer zuletzt ergangenen Entscheidung, 
dass schon drei rechtskräftige Bestrafungen wegen Beschäftigung jeweils 
eines Ausländers ohne entsprechende Bewilligung als schwerwiegende 
Verstöße zum Entzug der Gewerbeberechtigung führen.

seite 7

eine diensterfindung ist die 
Erfindung eines Dienstnehmers, 
die Gegenstand der 
Unternehmenstätigkeit ist und 
durch Anregung, Erfahrung oder 
Hilfsmittel des Unternehmens 
ermöglicht bzw. erleichtert wurde 
oder überhaupt zu den dienstlichen 
Pflichten des Dienstnehmers gehört. 
Das österreichische 
Patentgesetz sieht dabei vor, 
dass der Patentanspruch von 
Diensterfindungen grundsätzlich 
dem Dienstnehmer verbleibt. Eine 
anderweitige Regelung ist jedoch 
durch Vertrag oder Kollektivvertrag 
möglich. 

seite 5

auch wenn ein Kind plötzlich und 
unvorhergesehen auf die Straße 
laufen sollte.
 seite 10
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Unfälle können ihre Ursache 
zum einen in unvorsichtigem 
Verhalten von Wintersport­
lern haben, was regelmäßig 
dann anzunehmen ist, wenn 
es zu Kollisionen zwischen 
verschiedenen Pistenbenut­
zern kommt. 

Nicht selten kommen Ski­
läufer jedoch ohne Fremdbe­
teiligung zu Sturz und ver­
letzen sich dabei mitun­
ter schwer. „Selber schuld“, 
könnte man meinen, doch das 
muss nicht so sein. 

War nämlich die Piste in 
einem mangelhaften Zu­
stand oder nicht ordnungsge­
mäß abgesichert, trifft mitun­
ter den Pistenhalter eine Haf­
tung für die Unfallfolgen. Die­
se Rechtsfolge resultiert aus 
dem zwischen dem Skifahrer 
und der Liftgesellschaft ab­
geschlossenen Beförderungs­
vertrag, der mit dem Kauf ei­

ner Liftkarte entsteht. Damit 
verpflichtet sich die Liftge­
sellschaft vertraglich nämlich 
nicht nur zur Beförderung des 
Skifahrers bergaufwärts, son­
dern sie hat dafür zu sorgen, 
dass er auf seinen Brettern 
auch wiederum sicher ins Tal 
gelangt. Geschuldet sind so­
mit auch ordnungsgemäß 
präparierte und gesicherte 
Pisten. 

Atypische Gefahren

Zu sichern sind insbesonde­
re atypische Gefahren, wo­
runter man solche Hinder­
nisse versteht, die ein Skifah­
rer nicht ohne weiteres erken­
nen kann, aber auch solche, 
die er trotz Erkennbarkeit nur 
schwer vermeiden kann. 

Während etwa eine auf ei­
ner relativ flachen und 50 m 
breiten Piste zu Markierungs­
zwecken aufgestellte Holz­
stange vom Obersten Ge­
richtshof nicht als atypische 
Gefahr gewertet wurde, hat­
te eine andere Entscheidung 
(2 Ob 501/93) folgenden Sach­
verhalt zum Gegenstand: Eine 
rot markierte (mittelschwere) 
Abfahrt verschmälert sich im 
unteren Teil und geht im Be­
reich einer unübersichtlichen 
Linkskurve in einen ca. 10 
bis 11 m breiten Skiweg über. 
Vom Beginn der Kurve an 
war der Skiweg in Abfahrts­
richtung betrachtet an sei­
nem rechten Rand mit einem 
mehr als mannshohen, oran­
gefarbenen Schutznetz be­

grenzt, welches unter ande­
rem den Absturz von Skifahr­
ern über den dahinter befind­
lichen Hang vermeiden soll­
te. In Abständen von ca. 2 m 
war dieses Netz an Rundholz­
pfählen befestigt. Diese Pfäh­
le waren nicht durch Polste­
rung oder Ummantelung ge­
sichert.

Der Kläger, der in dieser 
gefährlichen Kurve zu Sturz 
kam, prallte mit großer Ge­
schwindigkeit gegen einen 
dieser Rundpfähle, was eine 
Querschnittslähmung zur Fol­
ge hatte. 

Absturzgefahr

Der Oberste Gerichtshof ging 
im Gegensatz zu den Unter­
instanzen von einer Haftung 
des Pistenbetreibers aus und 
begründete dies im Wesent­
lichen damit, dass es nicht 
angehe, die Absturzgefahr 
zwar durch Anbringung von 
Fangnetzen zu entschärfen, 
durch Aufstellung ungesi­
cherter Steher im Bereich des 
Sturzraumes aber eine ande­
re, keineswegs bloß unbedeu­
tende Gefahr für stürzende 
Skiläufer heraufzubeschwö­
ren. 

Dieser Gefahrenquelle hätte 
durch eine Polsterung der Ste­
her begegnet werden müssen. 
Zumal dies seitens der Liftge­
sellschaft verabsäumt wurde, 
wurde sie zu beträchtlichen 
Schadenersatzzahlungen ver­
urteilt.  n

D 
 
ie Skisaison geht 

wieder los: Viele Sport-
begeisterte freuen sich 
schon auf Abfahrten im 
Pulverschnee bei strah-
lendem Sonnenschein. 
Als Begleiterscheinung 
warten aber auch das 
eine oder andere gebro-
chene Bein, zertrüm-
merte Kiefer oder sogar 
noch schwerere Verlet-
zungen. 

Haftung l des Pistenerhalters für Skiunfälle

Wer haftet bei 
Skiunfällen?
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Das österreichische Patentge-
setz sieht dabei vor, dass der 
Patentanspruch von Dienster-
findungen grundsätzlich dem 
Dienstnehmer verbleibt. Eine 
anderweitige Regelung ist je-
doch durch Vertrag oder Kol-
lektivvertrag möglich. 

Soll die Diensterfindung 
demnach dem Arbeitgeber 
zukommen, so gebührt dem 
Dienstnehmer dafür eine „an-
gemessene besondere Vergü-
tung“, soweit ihm nicht schon 
eine höhere Entlohnung auf-

grund der Erfindertätigkeit 
generell zukommt. 

In einer interessanten Ent-
scheidung hat es nun der 
Oberste Gerichtshof (Ent-
scheidung 4. August 2009, 4 
Ob A 39/08p) für zulässig er-
achtet, eine Diensterfindung 
in Form einer einmaligen 
Pauschalvergütung abzugel-
ten. Stellt sich jedoch nach-
träglich heraus, dass sich die 
Verhältnisse wesentlich geän-
dert haben, kann der Dienst-
nehmer trotz Pauschalabgel-
tung auch eine Erhöhung der 
Vergütungssumme im Nach-
hinein begehren. Eine allfäl-
lige Verzichtserklärung („…
auf jegliche weitere Ansprü-
chen zu verzichten“) wäre da-
bei nach Ansicht des Obersten 
Gerichtshofes wirkungslos. 

Allgemeine Richtlinien

Im Gegensatz zu Deutschland 
(„Vergütungsrichtlinie für Ar-
beitnehmererfindungen“) 
bietet der österreichische Ge-
setzgeber für die Ermittlung 
der Angemessenheit einer 
Diensterfindungsvergütung 
bewusst nur sehr allgemein 

gehaltene Richtlinien an und 
verweist die Judikatur auf die 
Möglichkeit der Ausmittlung 
der Vergütung nach richter-
lichem Ermessen. Die Vergü-
tung soll letztlich „dem Ge-
samtwert der Erfindung wäh-
rend des Schutzzeitraumes 
entsprechen“. Die Judikatur 
greift bei der Berechnung des 
Vergütungsanspruches ger-
ne auf marktübliche Lizenzen 
zurück. 

Nicht jeder Kollektivver-
trag sieht die Übertragung 
von Rechten an Diensterfin-
dungen an den Arbeitgeber 
vor. Auch Fragen des Rechtes 
an Mustern und Modellen 
oder Urheberrechten an Wer-
ken des Dienstnehmers sind 
nur sporadisch geregelt. Es 
empfiehlt sich daher, schon 
im Rahmen des Dienstver-
trages die Frage der Schutz-
rechte und deren Vergütung 
an den von Dienstnehmern 
erbrachten Arbeitserfolgen 
sorgfältig und ausgewogen 
zu berücksichtigen, um fi-
nanzielle Überraschungen – 
etwa auch nach Beendigung 
des Dienstverhältnisses – vor-
sorglich zu vermeiden. n

mit RECHT

E 
 
ine Diensterfin-

dung ist die Erfindung 
eines Dienstnehmers, 
die Gegenstand der 
Unternehmenstätigkeit 
ist und durch Anre-
gung, Erfahrung oder 
Hilfsmittel des Unter-
nehmens ermöglicht 
bzw. erleichtert wurde 
oder überhaupt zu den 
dienstlichen Pflichten 
des Dienstnehmers ge-
hört. 

Pauschalvergütung l für Diensterfindung

Verzicht unwirksam

Patentrecht
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n
Was kostet den Arbeitgeber 
eine Idee des Angestellten?
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Vielfach erschöpft sich die 
sichtbare Tätigkeit des Im-
mobilienmaklers in der mög-
lichst vorteilhaften Präsenta-
tion des Objektes, tatsächlich 
treffen den Immobilienmak-
ler zum Schutz des Kunden 
allerdings vielfältige Pflich-
ten. Diese Pflichten sollen im 
folgenden näher beleuchtet 
werden.

Die Tätigkeit des Immobi-
lienmaklers ist im wesent-
lichen im Maklergesetz so-
wie in der Immobilienmak-
lerverordnung, der Gewerbe-
ordnung und der zugehörigen 
Zugangsvoraussetzungsver-
ordnung geregelt. Immobili-
enmakler müssen eine hohe 
fachliche Qualifikation mit-
bringen, die vor allem durch 
jahrelange fachliche Tätigkeit 
und/oder eine facheinschlä-
gige Universitätsausbildung 
erbracht werden kann.

Immobilienmakler sind 
Makler, die Geschäfte über 
unbewegliche Sachen vermit-
teln. Für Immobilienmakler 
gelten die allgemeinen Vor-
schriften des Maklergesetzes 
sowie besondere Vorschriften, 
etwa dass der Immobilien-
makler in der Regel für bei-
de Seiten des zu vermitteln-
den Geschäfts tätig wird und 
ihn besondere Aufklärungs-
pflichten treffen, wenn er im 
Ausnahmefall nur für einen 
Teil tätig wird.

Das Konsumentenschutz-
gesetz trifft für Verbraucher 

besondere Anordnungen. Es 
hält nämlich ein Rücktritts-
recht für den Verbraucher be-
reit, darüber hinaus beson-
dere Aufklärungspflichten 
des Immobilienmaklers, ei-
ne Höchstdauer für Alleinver-
mittlungsaufträge und Be-
sonderes für Provisionsan-
sprüche bei fehlendem Ver-
mittlungsauftrag. 

Insbesondere hat der Im-
mobilienmakler vor Ab-
schluss des Maklervertrages 
mit einem Verbraucher die-
sem eine schriftliche Über-
sicht zu geben, aus der her-
vorgeht, dass er als Makler 
auftritt und die sämtliche, 
dem Verbraucher durch den 
Abschluss des zu vermitteln-
den Geschäfts voraussicht-
lich erwachsenen Kosten ein-
schließlich der Vermittlungs-
provision ausweist. Die Im-
mobilienmaklerverordnung 
enthält weitere Bestimmun-
gen über standesgemäßes 
Verhalten des Maklers sowie 
über Höchstbeträge der Pro-
visionen. Die Höchstprovision 
bei einem Kauf- oder Tausch-
geschäft von Immobilien be-
trägt bei einem Wert von 
mehr als rund 36.000  Euro 
3 Prozent zuzüglich Umsatz-
steuer, bei Vermittlung von 
Bestandverträgen grundsätz-
lich drei Bruttomonatsmiet-
zinse, bei befristeten Mietver-
hältnissen weniger, jeweils 
zuzüglich Umsatzsteuer.

Aufklärungspflicht

Von besonderer Bedeutung 
sind die Pflichten des Immo-
bilienmaklers, die über das 
bloße Anbieten von Immobi-
lien weit hinausgehen. So hat 
der Immobilienmakler etwa 
über das Fehlen einer Baube-
willigung oder einer Benüt-
zungsbewilligung aufzuklä-
ren. Klar ist auch, dass der Im-
mobilienmakler wesentliche 
Umstände nicht bewusst ver-

schweigen darf. Verboten ist 
jedenfalls die Annahme von 
Schmiergeldzahlungen. Mitt-
lerweile ist von besonderer 
Bedeutung, dass der Immo-
bilienmakler, der (zulässig) 
die Erstellung eines Mietver-
trages für das Vermittlungs-
objekt seines Auftraggebers 
übernimmt, entsprechende 
mietrechtliche Kenntnisse 
aufweisen muss, was im Lich-
te der jüngsten diffizilen Ju-
dikatur des Obersten Ge-
richtshofes wohl von einem 
durchschnittlichen Immo-
bilienmakler nicht mehr er-
füllt werden wird. Immobili-
enmaklern ist untersagt, an 
der Zahlung verbotener Ablö-
sen mitzuwirken. Der Immo-
bilienmakler hat potentielle 
Mieter sogar vor der verbote-
nen Ablöse zu bewahren. 

Die Qualität und Intensität 
der Aufklärung ist stets nach 
dem Einzelfall zu beurteilen. 
Der Objektzustand, die Son-
neneinstrahlung, die Garten-
mitbenützung, die Zulässig-
keit der angestrebten Nut-
zung, allgemeine Widmungs-
beschränkungen und Be-
schränkungen der Objektgrö-
ße, der Inhalt des Wohnungs-
eigentumsvertrags sowie die 
Lastenfreistellung sind wei-
tere mögliche Aufklärungs-
inhalte, kurz alles, was für die 
Kauf- oder Mietentscheidung 
von Bedeutung sein kann. 

Im Lichte der gesetzlichen 
Bestimmungen bestehen für 
den Immobilienmakler also 
erhebliche Pflichten gegen-
über seinen Auftraggebern. 
Sollte der Makler diesen Ver-
pflichtungen nicht nachkom-
men, kann er schadenersatz-
pflichtig werden. Ersatzfähig 
ist in der Regel der sogenann-
te Vertrauensschaden, das 
sind all jene Aufwendungen, 
die im Vertrauen auf die Rich-
tigkeit und die Vollständig-
keit der Aufklärung getätigt 
wurden.� n

F 
 
ast jeder hat im 

Laufe seines Lebens ir-
gendwann mit einem 
Immobilienmakler, sei 
es anlässlich des Kaufes 
einer Immobilie oder 
der Anmietung eines 
Objektes, zu tun. 

Immobilienmakler l Rechte und Pflichten

Schutz der Kunden
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So bestätigt der Verwal-
tungsgerichthof in einer zu-
letzt ergangenen Entschei-
dung (VwGH 07.09.2009, 
2009/04/0173) seine bereits 
bekannte Judikatur, dass 
schon drei rechtskräftige Be-
strafungen wegen Beschäf-
tigung jeweils eines Auslän-
ders ohne entsprechende Be-
willigung in ihrer Gesamtheit 
als schwerwiegende Verstö-
ße im Sinne des Paragrafen 

87 Gewerbeordnung 1994 zu 
werten seien. Nach dieser Be-
stimmung hat die Gewerbe-
behörde die Gewerbeberech-
tigung zu entziehen, wenn 
der Gewerbeinhaber infolge 
schwerwiegender Verstöße 
gegen die im Zusammenhang 
mit dem betreffenden Gewer-
be zu beachtenden Rechtsvor-
schriften und Schutzinteres-
sen die erforderliche Zuver-
lässigkeit nicht mehr besitzt. 
Ein „schwerwiegender Ver-
stoß“ kann dabei auch durch 
eine Mehrzahl geringfügiger 
Verletzungen erfüllt sein. Der 
Verwaltungsgerichtshof be-
tont, dass es sich beim Verbot 
der illegalen Beschäftigung 
um eine für die Aufrechter-
haltung eines geordneten Ar-
beitsmarktes besonders wich-
tige Norm handelt, deren Ein-
haltung zu den in Paragraph 
87 Gewerbeordnung 1994 ge-

nannten Schutzinteressen 
zählt und deren Einhaltung 
der Gesetzgeber großes Ge-
wicht beigemessen hat. 

Bei juristischen Personen 
oder eingetragenen Perso-
nengesellschaften hat die Be-
hörde im Falle eines schwer-
wiegenden Verstoßes eine 
Frist zu setzen, innerhalb der 
die handelnde Person (idR 
Geschäftsführer) zu entfer-
nen ist. Kommt das Unter-
nehmen seiner Entfernungs-
pflicht nicht nach, so hat die 
Gewerbebehörde die Gewer-
beberechtigung zu entziehen. 
Die illegale Beschäftigung 
von Ausländern ist schon lan-
ge kein Kavaliersdelikt mehr. 
Wer Personen illegal beschäf-
tigt, hat etwa nicht nur hohe 
Verwaltungsstrafen zu fürch-
ten, sondern setzt damit auch 
seine Gewerbeberechtigung 
aufs Spiel.  � n

mit RECHT

D 
 
er Verwaltungs-

gerichtshof legt bei 
Verletzung der Bestim-
mungen des Ausländer-
beschäftigungsgesetzes 
weiterhin einen stren-
gen Maßstab an. 

Dreimalige Verletzung l des Ausländerbeschäftigungsgesetzes

Entziehung der 
Gewerbeberechtigung 
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Strenge MaSSStäbe bei Verletzung der Bestimmungen des 
Ausländerbeschäftigungsgesetzes. 
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Kommt der Anlassfall, wer-
den sie oft damit konfrontiert, 
dass sie zwar freie Anwalts-
wahl hätten, sie jedoch bei 
Beauftragung ihres Rechtsan-
waltes einen Selbstbehalt von 
meist 20 Prozent zu tragen 
hätten, weil sie keinen vom 
Rechtsschutzversicherer vor-
geschrieben Anwalt ausge-
wählt hätten. Diese Vertrags-
bestimmung ist - zumeist – 
rechtswidrig. 

Gemäß Paragraph 158 k 
Versicherungsvertragsge-
setz (VersVG) ist ein Versiche-
rungsnehmer berechtigt, zu 
seiner Vertretung in einem 
Gerichts- oder Verwaltungs-
verfahren einen Rechtsan-
walt frei zu wählen, darü-
ber hinaus auch dann, wenn 
beim Versicherungsunterneh-
men eine Interessenkollision 
entstanden ist (Rechtsschutz-
versicherer ist beispielsweise 
auch Haftpflichtversicherer 
des Unfallgegners). Einige 
gängige Tarifvarianten sehen 
bei der Ausübung des gesetz-
lich zustehenden Wahlrechts 
durch den Versicherungsneh-
mer einen Selbstbehalt von 

zumindest 20Prozent pro Ver-
sicherungsfall vor. Dieser ein-
geschränkte Versicherungs-
schutz wird als Ausgleich mit 
einer geringeren Prämie „ver-
süßt“. Diesem Ersparnis von 
meist wenigen Euros pro Jahr 
steht aber die Gefahr gegen-
über, bei einem Prozess mit 
einem aufwändigen Beweis-
verfahren plötzlich tausende 
Euros an Prozesskosten selbst 
tragen zu müssen.

Selbstbehalt

Der Oberste Gerichtshof hat 
bereits in einer Entscheidung 
aus dem Jahr 2002 (7 Ob 32/02 
k) – anschaulich - festgehal-
ten, dass eine derartige Klausel 
über die Vereinbarung eines 
Selbstbehaltes (nicht nur bei 
einer konkreten Interessenkol-
lision) jedenfalls gesetzwid-
rig ist, „wenn der dem Versi-
cherungsnehmer damit offe-
rierte Vorteil des Wegfalls eines 
Selbstbehaltes die sachlich ge-
rechtfertigte Grenze insofern 
überschreitet, als der Versiche-
rungsnehmer wegen der Grö-
ße des angebotenen Vorteils 
sozusagen einem psycholo-
gischen Zwang unterliegt, von 
der freien Vertreterwahl nicht 
Gebrauch zu machen, um des 
ihm vom Versicherer dafür 
angebotenen Vermögensvor-
teils nicht verlustig zu gehen.“ 
Ein Unterlaufen der freien An-
waltswahl sieht der Obers-
te Gerichtshof „zweifellos“ bei 
einem Selbstbehalt von 20Pro-
zent, insbesondere weil der 
Selbstbehalt regelmäßig nicht 
nur die Kosten des eigenen 
Rechtsanwaltes, sondern auch 
alle anderen Verfahrenskosten 
umfasst (insbesondere gericht-
liche Pauschalgebühren, Sach-

verständigengebühren, Kos-
ten der Gegenseite für den 
Fall des Prozessverlustes). Di-
es gilt grundsätzlich nicht nur 
für Verbraucher, sondern auch 
für Unternehmer, weil Para-
graph 158k VersVG nicht zwi-
schen Verbraucher und Unter-
nehmer unterscheidet.

Der Europäische Gerichts-
hof hatte sich mit der Rege-
lung in Allgemeinen Rechts-
schutzbedingungen (Art 6.7.3 
ARB 1994) auseinanderzuset-
zen, wonach – zusammenge-
fasst- bei Ereignissen, bei de-
nen eine größere Anzahl von 
Kunden eines Versicherungs-
unternehmens zugleich ge-
schädigt werden, das Versi-
cherungsunternehmen das 
Recht haben soll, einen Rechts-
vertreter für alle auszuwählen 
und durch diesen unter ande-
rem Musterprozesse führen 
zu lassen. Diese Bestimmung 
hat der Europäische Gerichts-
hof in einer Entscheidung 
im September dieses Jahres 
(EuGH 10.9.2009, Rs 199/09) 
für unzulässig erklärt, weil sie 
gegen das Recht auf freie An-
waltswahl verstößt. 

Die beiden dargestellten 
Entscheidungen zeigen, dass 
dem europäischen Gesetzge-
ber und der Rechtsprechung 
das Vertrauensverhältnis zwi-
schen Anwalt und Klient ein 
wichtiges Gut ist. Die zentra-
le Bedeutung dieses Vertrau-
ensverhältnisses kann nicht 
überschätzt werden und darf 
– wie der Oberste Gerichtshof 
deutlich ausspricht – nicht 
durch vorgebliche Prämiener-
sparnis, die an anderer Stel-
le ohnehin wieder zu Lasten 
des Versicherungsnehmers 
verrechnet wird, unterlaufen 
werden.  n

mit RECHT

V 
 
ersicherungs-

nehmer zahlen meist 
jahrelang Prämien für 
Rechtsschutzversiche-
rungen in der Über-
zeugung, dass sie im 
Anlassfall den Rechts-
anwalt ihres Vertrauens 
ohne Nachteil für den 
Umfang der Versiche-
rungsleistungen beauf-
tragen können. 

Selbstbehalt l von 20 Prozent

Freie 
Anwaltswahl
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9Verwaltungsrecht

mit RECHT
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Im entschiedenen Fall (VwGH 
05.08.2009, GZ 2008/02/0127) 
wurde über einen handels-
rechtlichen Geschäftsführer 
einer Bau GmbH eine Geld-
strafe von 1.000 Euro ver-
hängt, da ein Bauarbeiter ei-
ne ungesicherte Künette der 
Baustelle betreten hatte. 

Der bestrafte Geschäftsfüh-
rer berief sich vor dem Ver-
waltungsgerichtshof darauf, 
dass er alles getan hätte, um 
eine Verletzung der Schutz-
vorschriften durch seinen Ar-
beitnehmer zu verhindern, 
der eingesetzte Polier könne 
nicht ständig neben jedem 
Mitarbeiter oder jedem Gerät 
stehen und jeden Handgriff 
überwachen. 

Der Verwaltungsgerichts-
hof verwies in seiner Ent-

scheidung zunächst allge-
mein darauf, dass den Ar-
beitgeber die Verantwortung 
für die konkrete Einhaltung 
der Bauarbeiterschutzver-
ordnung trifft. Nur ein „wirk-
sames Kontrollsystem“ wür-
de das Verschulden des Ge-
schäftsführers an der Verlet-
zung einer Arbeitnehmer-
schutzvorschrift ausschlie-
ßen. Dazu reiche es aber nicht 
aus, dass auf einzelnen Bau-
stellen Bauleiter bzw. Vorar-
beiter und Polier zur Überwa-
chung anwesend seien und 
vom Geschäftsführer min-
destens wöchentliche Kon-
trollen durchgeführt werden. 

Auch die Erteilung von An-
ordnungen (Weisungen) und 
Schulungen seien nicht aus-
reichend. Vielmehr hat ein 
Arbeitgeber im Falle der Ver-
letzung von Arbeitnehmer-
schutzvorschriften aufzuzei-
gen, „welche Maßnahmen (er) 
im Einzelnen … ergriffen hat, 
um durchzusetzen, dass jeder 
in dieses Kontrollsystem ein-
gebundene Mitarbeiter die ar-
beitnehmerschutzrechtlichen 
Vorschriften auch tatsächlich 
befolgt und welche Maßnah-
men (er) schließlich …  vor-
gesehen hat, um das Funkti-
onieren des Kontrollsystems 
insgesamt zu gewährleisten 
... Stichprobenartige Überprü-
fungen der Baustellen und 
die Erteilung von Weisungen 

… reichen nicht aus, gleiches 
gilt für eine Verwarnung für 
einen festgestellten Verstoß.“ 

Der Verwaltungsgerichts-
hof betont weiters, dass ein 
„wirksames Kontrollsystem“ 
auch für den Fall eigenmäch-
tiger Handlungen von Arbeit-
nehmern gegen Arbeitneh-
merschutzvorschriften Vor-
sorge zu tragen hat. Ein Ar-
beitgeber darf sich also nicht 
darauf verlassen, dass seine 
Arbeitnehmer die Arbeitneh-
merschutzvorschriften trotz 
Schulung, Belehrung und Wei-
sung sowie Kontrolle einhal-
ten. In wie weit ein derartiges 
Kontrollsystem in der Praxis 
überhaupt denkbar ist, lässt 
der Verwaltungsgerichtshof 
leider offen. 

Raum für ein zumutba-
res „wirksames Kontrollsys-
tem“ ist wohl kaum mehr er-
sichtlich. Es verbleibt letzt-
lich für den handelsrecht-
lichen Geschäftsführer einer 
Bau GmbH die persönliche 
Möglichkeit, einen für kon-
krete Einzelbereiche (z.B ein-
zelne Baustellen) verantwort-
lichen Beauftragten einzuset-
zen, welchen im Falle einer 
Verletzung von Arbeitneh-
merschutzvorschriften die 
verwaltungsstrafrechtliche 
Verantwortung trifft. Die An-
forderungen an das Kontroll-
system werden dadurch aber 
nicht weniger.   n

I 
 
n einer kürzlich er-

gangenen Entscheidung 
hat der Verwaltungsge-
richtshof seine hohen 
Anforderungen an ein 
betriebliches Kontroll-
system zur Vermeidung 
einer Verwaltungsstrafe 
im Falle der Verletzung 
von Arbeitnehmer-
schutzvorschriften wie-
derholt: 

Kontrollsystem l von Arbeitnehmerschutzvorschriften

Arbeiterschutz

Wer haftet, 
wenn Arbeitnehmer 

verletzt werden?
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10 Verkehrsrecht

Das heißt, ein Kraftfahrzeug-
lenker darf – anders als bei Er-
wachsenen – nicht davon aus-
gehen, dass sich Kinder ver-
kehrsgerecht verhalten wer-
den. Bei Auftreten von Kindern 
im Straßenverkehr ist daher 
nicht nur besondere, sondern 
außergewöhnliche Sorgfalt ge-
boten!

Für Kinder gilt das Prinzip des 
„unsichtbaren Schutzweges“ 
(Paragraph 29a StVO). Ihnen ist 
daher überall, unabhängig da-
von, ob sie alleine oder in Grup-
pen, begleitet oder unbeglei-
tet auftreten, das Überqueren 
der Fahrbahn zu ermöglichen, 
gleichsam als ob sich an dieser 
Stelle ein Schutzweg befinden 
würde. Verkehrsunfälle mit 
Kindern sind einerseits für die 
Betroffenen persönlich äußerst 
tragisch, andererseits rechtlich 
höchst brisant, zumal den be-

teiligten Kraftfahrzeuglenker 
so gut wie immer ein maßgeb-
liches Verschulden trifft.

Die strengen Haftungsmaß-
stäbe, die der Oberste Gerichts-
hof diesbezüglich anlegt, seien 
anhand einer unlängst er-
gangenen Entscheidung (2 Ob 
44/08x) veranschaulicht:

Die 10 Jahre und 4 Monate 
alte Klägerin wollte mit Rol-
lerskates gemeinsam mit ih-
rer gleichaltrigen Freundin die 
stark befahrene Bundesstraße B 
1 überqueren. In eine Fahrtrich-
tung hatte sich ein Rückstau 
gebildet, wohingegen die Fahr-
zeuge in die andere Richtung 
mit normaler Geschwindig-
keit fuhren. Ein im Stau bzw. in 
der sich langsam bewegenden 
Kolonne fahrender PKW-Len-
ker hielt sein Fahrzeug an, um 
den Kindern das Überqueren 
der Bundesstraße zu ermögli-
chen. Insoweit verhielt er sich 
völlig verkehrsgerecht. In der 
Folge machte er allerdings ei-
nen schwerwiegenden Fehler: 
Er deutete den Kindern mittels 
Handbewegung, dass sie die 
Straße überqueren könnten. 
Daraufhin setzten sich die bei-
den Mädchen, in der Annahme, 
der PKW-Lenker habe gemeint, 
die gesamte Fahrbahn sei frei, 

in Bewegung, um die Bundes-
straße in einem Zug zu über-
queren. Dies war jedoch ein fa-
taler Irrtum: Auf der Gegenspur 
näherte sich ein VW Golf mit 
ca. 70 km/h und erfasste beide 
Kinder. Die Klägerin wurde da-
bei schwerstens verletzt und ist 
von körperlichen und geistigen 
Dauerfolgen betroffen. 

Der PKW-Lenker wurde zur 
Haftung im Ausmaß von 50 
Prozent gegenüber dem ver-
letzten Mädchen verurteilt. Be-
gründet wurde die Haftung da-
mit, dass dem Mann aufgrund 
des Alters der Kinder bewusst 
sein hätte müssen, dass diese 
wegen seines Handzeichens 
darauf vertrauen würden, dass 
ein ungehindertes Queren der 
gesamten B 1 möglich sei. Da-
bei hatte er selbst keine Sicht 
auf den Gegenverkehr gehabt, 
weil ihm diese durch einen vor 
ihm stehenden Sattelzug ver-
stellt war. Er hätte das Hand-
zeichen daher unterlassen 
müssen. Aufgrund des gege-
benen Handzeichens habe er 
den Kindern gegenüber aller-
dings eine Garantie übernom-
men, dass sie die Fahrbahn ge-
fahrlos überqueren können. 
Deshalb habe er für die Schä-
den anteilig zu haften.  n

mit RECHT

Außergewöhnliche l Vorsicht ist geboten

Achtung, Kinder!
K 

 
inder – unab-

hängig davon, ob be-
aufsichtigt oder unbe-
aufsichtigt – sind vom 
Vertrauensgrundsatz 
ausgenommen.

Tipp

1. Geben Sie als 
KFZ-Lenker niemals 
Handzeichen oder 
sonstige Anweisungen 
gegenüber am 
Straßenverkehr teilneh-
menden Kindern, wenn 
Sie nicht 100-prozentig 
sicher sind, dass diese 
Anweisungen eindeutig 
und richtig sind.

2. Lassen Sie, sobald 
Kinder auf der Straße 
auftauchen, außer-
gewöhnliche Sorgfalt 
walten und fahren 
Sie so, dass keine 
Gefahrensituation 
entsteht, auch wenn 
ein Kind plötzlich und 
unvorhergesehen auf 
die Straße laufen sollte. 
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11Wirtschaftsrecht

Die Maßnahmen des Gesetzes­
entwurfes sollen in Summe 
55 Millionen Euro an Verwal­
tungskosten für Unterneh­
men einsparen. Zwei Kern­
Maßnahmen sind geplant: die 
Anhebung des für die Rech­
nungslegungspflicht festge­
legten Schwellenwertes und 
die Beseitigung diverser Be­
wertungswahlrechte.

Das geltende Recht sieht 
in Bezug auf die handels­
rechtliche Rechnungsle­
gungspflicht von Unter­
nehmen, die nicht von ei­
ner Kapitalgesellschaft ge­
führt oder beherrscht wer­
den, einen Schwellenwert 

von 400.000 Euro vor. Die­
se Unternehmen genießen 
nicht das für Kapitalgesell­
schaften geltende Privileg der 
beschränkten Haftung. Die­
se Regelung hat sich grund­
sätzlich bewährt. Allerdings 
sollten auch Unternehmen, 
die über dieser Umsatzerlös­
grenze liegen und von der 
derzeit wirtschaftlich ange­
spannten Situation finanzi­
ell stark betroffen sind, mög­
lichst bald von Verwaltungs­
lasten befreit werden, soweit 
dies auch im Hinblick auf die 
steuerrechtlichen Buchfüh­
rungspflichten und die Ein­
tragungspflicht im Firmen­
buch verträglich scheint. Die­
se Unternehmen sollen da­
her durch eine Anhebung des 
Schwellenwertes auf 700.000 
Euro begünstigt werden. 

Wahlrechte

In den geltenden unterneh­
mensrechtlichen Bewer­
tungsregelungen sind eine 
Reihe von Wahlrechten ent­
halten, die für die steuerrecht­
liche Gewinnermittlung nicht 
bestehen. Ein Teil dieser Ab­
weichungen vom Steuerrecht 
zieht nicht nur einen Mehrauf­
wand bei der Bilanzerstellung 
nach sich, sondern erschwert 
nach Ansicht der Autoren des 
Entwurfs auch die Vergleich­
barkeit der unternehmens­
rechtlichen Jahresabschlüsse, 
was zu Lasten eines möglichst 
getreuen Bildes der Vermö­
gens­, Finanz­ und Ertragsla­
ge des Unternehmens gehen 

kann. Der Entwurf enthält da­
her Änderungen in folgenden 
Bereichen:
n Aufwendungen für das In­

gangsetzen und Erweitern 
eines Betriebes, 

n Mindestansatz der Herstel­
lungskosten, 

n entgeltlich erworbener 
Geschäfts(Firmen)wert, 

n Abschreibung des Umlauf­
vermögens, 

n Zuschreibungen, 
n Unterschiedsbetrag infolge 

einer Konsolidierung.

Ob die Änderung punktu­
eller Wahlrechte ohne gesamt­
heitliches Durchforsten der 
derzeit geltenden Rechnungs­
legungsvorschriften Sinn hat, 
mag dahin gestellt bleiben, 
vor allem, weil bekannt ist, 
dass die unzureichenden Rech­
nungslegungsbestimmun­
gen (Mit)Auslöser der derzei­
tigen Wirtschaftskrise waren. 
Mit Einzelmaßnahmen aber 
ist dem Gesamtproblem si­
cher nicht beizukommen, wes­
halb etwa die österreichischen 
Rechtsanwälte die Änderung 
der Bilanzwahlrechte überwie­
gend ablehnen.� n

mit RECHT

M 
 
it dem nun 

vorliegenden Entwurf 
des Rechnungslegungs-
rechts-Änderungsge-
setzes 2010 will die 
Bundesregierung dem 
Ziel, Verwaltungskos-
ten für Unternehmen 
um 25 Prozent zu sen-
ken, näher kommen. 

Entwurf l des Rechnungslegungsrechts-Änderungsgesetzes 2010

Rechnungslegung 
neu
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Vertrauen ist gut. Anwalt ist besser.

Sprechen Sie mit Ihrer Anwältin oder Ihrem Anwalt: 
www.kosch-partner.at

Kompetente Rechtsberatung 
sieht anders aus.


